
SONDERAUSGABE

Regensburg stoppt
Nazi-Aufmarsch!

Am Tag der deutschen Einheit ist Regensburg ein Stück lebenswerter geworden. Zuerst demonstrierten 7.000
Menschen friedlich gegen Neonazis und Rassismus, darunter die versyammelte Rathaus-Prominenz. AmNach-
mittag schließlich wurde der Nazi-Aufmarsch durch die Altstadt von an die 2.000 Menschen so lange blockiert,
bis er vorzeitig beendet werden musste. Die rund 100 Nazis konnten keinen ihrer Kundgebungsplätze erreichen.
Auf den folgenden Seiten lesen Sie ausführliche Berichte zum Samstag, etwas darüber wie der Regensburger
Oberbürgermeister Extremismus definiert und ältere Artikel zum Bündnis, das sich gegen den Nazi-Aufmarsch
formiert hat.
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„Lieber solidarisch
als solide arisch ...“

Fast 2.000 Menschen
haben sich am
Samstag den Nazis
in den Weg gestellt
– erfolgreich
„Wenn die Polizei nicht in der

Lage ist, dieses linke Pack weg zu
prügeln, müssen wir das Recht in
die eigene Hand nehmen.” Es ist
etwa 15.30 Uhr als Willi Wiener
diesen Satz durch die fürstliche Al-
lee brüllt. Mehrere seiner Kame-
raden sind zu diesemZeitpunkt be-
reits festgenommen worden – zwei
Alt-Nazis aus Neumarkt und Cham
hatten Messer dabei, ein anderer
hatte die anwesende Presse mit Hit-
lergruß begrüßt.

Die etwa 100 Neonazis sitzen
bereits seit einer Stunde an ihrem
Abmarschplatz fest und sind sau-
er. Medienvertretern werden Prü-
gel angedroht. Hunderte Men-
schen sind nach der Demonstrati-
on gegen Neonazis und Rassismus
in die Albertstraße und den Park
gekommen, um den Aufmarsch zu
verhindern. Die Stadt befindet
sich im Ausnahmezustand. Massi-
ve Polizeipräsenz: Mehrere Hun-
dertschaften USK und Bereit-
schaft sind vor Ort, ein Hub-
schrauber zieht seine Kreise. Die
friedliche Gegendemonstration
auf dem Neupfarrplatz ist zu die-
sem Zeitpunkt bereits seit knapp
zwei Stunden beendet.
Rund 7.000 Menschen haben

dort der NPD eine deutlich Absage

erteilt, darunter die versammelte
Rathaus-Prominenz, für die es
aber auch Kritik gab. Der Holo-
caust-Überlebende Ernst Grube
äußert bei der Auftaktkundgebung
am Donaumarkt sein Unver-
ständnis darüber, dass sich die
Stadtregierung bei der Vorberei-
tung der Demonstration so zurück
gehalten habe.
„Warum wird die Marschroute

verheimlicht?“, fragt Grube. „Wer
fürchtet hier den Protest der Be-
völkerung?” Die Verfassung for-
dere zum Handeln auf, so Grube,
der aus Artikel 20 des Grundge-
setzes zitiert: „Gegen jeden, der es
unternimmt, diese Ordnung zu
beseitigen, haben alle Deutschen
das Recht zumWiderstand, wenn
andere Abhilfe nicht möglich ist.”

Nachdem die Stadt keinen Ver-
botsversuch unternommen hat,
bleibt denen, die diesen Grundsatz
wörtlich nehmen nur die Blocka-
de.
Ein Polizeisprecher schätzt ihre

Zahl auf „mindestens 1.000”, an-
dere Schätzungen sprechen von
„1.600 bis 1.800” blockadebereiten
Bürgern. Welche Route die Neo-
nazis nun eigentlich nehmen woll-
ten, wird damit dauerhaft das Ge-
heimnis des städtischen Ord-
nungsamtes bleiben. Die polizeili-
chen Einsatzkräfte müssen den
Aufmarsch mehrfach umleiten,
immer wieder stehen Menschen in
den anvisierten Gassen. Die Blo-
ckaden verlaufen friedlich.

Weiter lesen auf Seite 3
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Fortsetzung von Seite 2

Der Nazi-Tross kann weder den
geplanten Neupfarrplatz, noch
das Don-Juan-Denkmal am Alten
Rathaus erreichen. Am Eisernen
Steg müssen Wiener und seine
Kameraden sich schließlich der
Regensburger Bevölkerung beugen
und ihren Aufmarsch vorzeitig
beenden. Dass es – angesichts der
angespannten und schwer kon-
trollierbaren Situation in den engen
Gassen der Altstadt – zu keinen
größeren Konflikten kommt, ist ei-
gentlich ein Wunder. Diesen Ein-
druck bestätigen auch mehrere
Polizeibeamte gegenüber unserer
Redaktion.
Zum einen ist das den weitge-

hend deeskalierend agierenden
Einsatzkräften zu verdanken –
Polizeipräsident Rudolf Kraus ist
in Zivilkleidung vor Ort, „über-
eifrige” USK-Einsatzkräfte werden
ab und an von ihren Kollegen zu-
rück gehalten. Andererseits liegt es
aber auch an der Breite des Wi-
derstands quer durch alle Bevöl-
kerungsschichten, nicht so ein-
fach als „gewaltbereite Autonome”
oder „schwarzer Block” zu diffa-
mieren. Auch Stadträte nehmen an
den Sitzblockaden teil. Brenzlige Si-
tuationen gibt es dennoch.

Als die Nazis durch den Peters-
weg marschieren wollen, fliegen
Steine, Teller und Flaschen aus dem
Schlosspark. Die Polizei leitet
durch das Parkhaus um. Verletzt
wird niemand. Die Täter, von 30
Unbekannten ist im Polizeibericht
die Rede, werden nicht gefasst. Be-

reits zuvor hat in der Obermüns-
terstraße ein Papiercontainer ge-
brannt, der gelöscht wird. Mehre-
re Polizeifahrzeuge werden be-
schädigt. Am Ende des Tages ste-
hen 13 Festnahmen aus dem „lin-
ken Spektrum”, darunter mehrere
Jugendliche, neun davon wegen

Verstoß gegen das Vermum-
mungsverbot, eine wegen Wider-
stands gegen Vollstreckungsbe-
amte, zwei weitere wegen Verstö-
ßen gegen das Versammlungsge-
setz. Vier Neonazis werden fest-
genommen. Drei Polizeibeamte
werden leicht verletzt, „nicht durch
Wurfgeschosse oder direkte Kon-
frontation”, so ein Polizeispre-
cher.
In der Oberen Bachgasse wird

den Einsatzkräften klar: zumNeu-
pfarrplatz gibt es kein Durch-
kommen. Die Kreuzung ist voller
Menschen. Der Zug stoppt. Kurz
wird darüber diskutiert, die Route
dennoch durchzusetzen. Schließlich
dreht man um. Der Hinweis der
Einsatzleitung, dass ein Festhalten
an der Abschlusskundgebung am
Alten Rathaus zur Eskalation füh-
ren kann, wird von den Neonazis
mit Johlen, Gelächter und Ap-
plaus quittiert.
„Linkes Gezeter, neun Millime-

ter” oder „Ein Baum, ein Strick, ein
Antifa-Genick” wird durch die
Gassen gegröhlt. Anwohner wer-
den von der Polizei aufgefordert,
zurück in ihre Häuser zu gehen.

Weiter lesen auf Seite 4

Auftaktkundgebung am Donaumarkt. Rund 7.000 Menschen beteiligten sich an der Demonstration „Kein Platz für Neonazis und
Rassismus“. Rechts im Bild: Die SPD-Landtagsabgeordnete Margit Wild mit einer Abordnung der „Apfelfront“.

Frage nach der Dienstnummer des USK-Beamten. Der Polizist
muss von seinen Kollegen zurück gehalten werden.
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Fortsetzung von Seite 3

Von Regensburgerinnen und
Regensburgern, die an den Fens-
tern ihren Protest zum Ausdruck
bringen, schießen die Nazis Fotos,
ebenso von den anwesenden Me-
dienvertretern. Einschüchte-
rungsmaßnahmen.
Über Bismarck- und Arnulfs-

platz erreicht der Aufmarsch
schließlich die Keplerstraße. Und
hier geht nichts mehr. Ein Durch-
bruchsversuch des USK, die unter
Brüllen auf eine erste kleinere
Sitzblockade zustürmen scheitert
– bis zum Fischmarkt ist die Stra-
ße voller Menschen, auch sämtli-
che Quergassen und den Parkplatz
an der Donau machen die Bürger
dicht. Sie bleiben trotz des mar-
tialischen Auftretens. Hier geht
es nicht mehr weiter!
Eingekreist von Gegende-

monstranten halten Wiener und

der Vorsitzende der rechtsextremen
Münchner Stadtratsliste „Auslän-
derstopp” unterhalb des Eisernen
Stegs ihre Abschlussreden. Man
versteht nur wenig, zu den Rufen
der Gegendemonstranten gesellt
sich der Fluglärm des Polizeihub-
schraubers. Dann werden die Neo-
nazis ohne größeres Gerangel,
aber unter Pfiffen und Buh-Rufen
zurück zum Bahnhof eskortiert
und verlassen Regensburg.
Einige unschöne Szenen bei

Festnahmen mehrerer Jugendli-
cher durch das USK können nicht
die Stimmung schmälern, die am
Ende des Tages bei vielen Teil-
nehmern der Proteste vorherrscht:
Gemeinsam hat man friedlich die
Neonazis gestoppt. Ein guter Tag
für Regensburg.
Von den Nazis gab es die An-

kündigung, im Dezember erneut
aufmarschieren zu wollen.

Von Stefan Aigner, 05.10.09

„Der ursprünglich vorgegebeneWegmusste we-
gen der massiven Störungen aus den Reihen der
autonomen Gruppierungen, die durchsetzt waren
mit protestierenden Bürgerinnen und Bürgern und
erlebnisorientierten Jugendlichen, geändert wer-
den.“ (Aus dem Polizeibericht)
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„Bischof Müller und
andere Islamisten“

Diffus, dumpf und
widersprüchlich: Die
Hasstiraden von Willi
Wiener und Co sind
inhaltsleere Hetze
„Gegen Schaidinger, gegen die

Mittelbayerische Zeitung und ge-
gen den Bischof Müller“ – das
skandierte Willi Wiener (Foto) bei
der fünfstündigen Demonstration
durch die Regensburger Altstadt
immer wieder. Der inhaltsleere
Schwachsinn gipfelte gegen Ende
des spukhaften Aufzuges in dem
Spruch „Bischof Müller und an-
dere Islamisten“.
Würde die Stiftung Warentest

auch politischen Parolen auf den
Zahn fühlen, dann hätten sie sicher
mit „ArmeWienerWürstchen“ ge-
titelt. Aber in der August-Ausgabe
2009 von Stiftung Warentest ging
es lediglich um das essbare Wie-
nerle und nicht um die Auseinan-
dersetzung mit Willi Wieners Äu-
ßerungen.
Die Zusammenrottung von

rechten Demonstranten, die gegen
eine „Moschee neben dem Dom“
mobilisieren wollten, kann ohnehin
schwerlich als politisch bezeichnet
werden.

Zu diffus, zu widersprüchlich
sind die Schimpf- und Hasstiraden,
die durch die Megafone geschickt
werden. Der „Nationale Wider-
stand“ spielt sich als Retter des
christlichen Abendlandes auf und
attackiert gleichzeitig den Regens-
burger Bischof.
Für was steht die Rechte, wie

sieht ihr Programm aus und wie
eine Zukunft, die unter dem Sig-
num der NPD stehen würde? Po-
pulistisch werden Themen besetzt
wie Kapitalismus, Gentechnik und
Globalisierung. Und das einfache
Rezept auf die komplexen Frage-
stellungen lautet: Ausländer raus,
Heimat und Volk. Dümmer geht’s
nicht mehr. Den rechten Draht-

ziehern geht es darum, eine be-
stimmte Elite ins Amt zu setzen,
die von Unterdrückung und Aus-
grenzung profitiert. Dafür werden
Mitläufer rekrutiert, Menschen,
die sozial benachteiligt sind und die
für ihren Frust ein Ventil gefunden
haben, indem sie noch Schwäche-
re und Minderheiten zu Sünden-
böcken abstempeln und diese ver-
folgen. Diese Verfolgung reicht von
verbalen Attacken wie „Ausländer
raus“ bis zu Mordanschlägen, die
von Rechten verübt werden.
Keinesfalls darf man das Ge-

fährdungspotenzial durch die Rech-
te unterschätzen. So lächerlich der
Aufzug in Regensburg auch war;
rechte Schläger und Kamerad-

schaften schüren anderorts ein
Klima der Einschüchterung, in
dem die Verteidigung der demo-
kratischen und grundgesetzlichen
Prinzipien nur noch schwer gelingt.
Mindestens 138 rechtsextrem mo-
tivierte Morde seit 1990 zählt der
Opferfonds cura. Gewalt braucht
keine Argumente, ein demokrati-
sches Gemeinwesen ist dagegen
auf Bildung, Verständigung und
persönliches Urteilsvermögen an-
gewiesen.
Regensburg hat mit seinen en-

gagierten Bürgern am 3. Oktober,
am Tag der Einheit, das richtige
Zeichen gesetzt. Sie haben das
Erreichen des Demonstrations-
zieles durch die Versperrung der
Zugänge verhindert. Die Einsatz-
kräfte der Polizei haben, bis auf
wenige unschöne und völlig über-
flüssige Übergriffe auf minder-
jährige Gegendemonstranten, her-
vorragende Arbeit geleistet: Sie
haben für Deeskalation gesorgt, der
Presse ihre Arbeit erleichtert und
sich nicht instrumentalisieren las-
sen. Denn eines darf nicht über-
sehen werden: Das staatliche Ge-
waltmonopol ist dazu da, um das
Staatswesen zu schützen und nicht,
um gegen Menschen vorzugehen,
die für dessen Schutz auf die Stra-
ße gehen. (rd, 04.10.09)
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Der Verbotsversuch
von Bischof Müller

„Nicht gegen
Menschenrechte
demonstrieren!“ Der
Bischof kritisiert das
Verhalten der Stadt
Breit ist das Bündnis, das für

Samstag zur Demonstration gegen
Neonazis und Rassismus aufruft .
Seien es prominente Exponenten
(fast) aller Parteien im Regens-
burger Stadtrat, aber auch aus
Land- und Bundestag, die Rekto-

ren von Uni und FH, Kultur-,
Sport- und sonstige Vereine, Ge-
werkschaften und linke Organisa-
tionen, die sich bereits seit Jahren
antifaschistisch engagieren: Es be-
steht – ungeachtet gesellschaftli-
cher, politischer und religiöser Un-
terschiede – weitgehende Einigkeit
in Regensburg, dass man den Auf-
marsch der Neonazis nicht un-
kommentiert hinnehmen will. Ein
positives Signal, das so vor drei Jah-
ren – beim NPD-Bayerntag –
nicht gegeben wurde. Damals ver-
weigerten sich insbesondere kon-

servative Kreise dem Aufruf zu ei-
ner Gegenkundgebung und rieten
zum Ignorieren.
Eine weitaus kritischere Frage

wird im Vorfeld der morgigen
Demonstration kaum behandelt:
Wie will man das Verhalten der
Stadt bewerten, die zum einen die
Neonazi-Route streng unter Ver-
schluss hält und zum anderen kei-
nen Versuch unternommen hat,
um den Aufmarsch zu verhin-
dern?
Öffentlich hat in Regensburg

bislang lediglich Bischof Gerhard
Ludwig Müller, die Stadt aufgeru-
fen, ihre Praxis auf den Prüfstand
zu stellen. „Diese Veranstaltung der
NPD stellt das Grundrecht der Re-
ligionsfreiheit und damit die Ge-
währleistung der freien und öf-
fentlichen Religionsausübung durch
den Staat in Frage”, so Müller in ei-
ner Pressemitteilung.
Seine Haltung: „Demonstratio-

nen gegen die allgemein aner-
kannten Menschenrechte dürfen
nach meiner Meinung nicht erlaubt
werden.”
Die Stadt dürfte das wenig ju-

cken. Man verbietet nicht. Bür-
germeister Gerhard Weber be-
gründet das, ebenso wie Ord-
nungsamtschef Alfred Santfort,
mit der Rechtssprechung der Ver-
waltungsgerichte. Verbotsversu-
che hätten keine Chance, so die
gängige Argumentation. Weber
verwies gegenüber dem Lokalsen-
der TVA zudem auf die grundge-
setzlich garantierte Demonstrati-
onsfreiheit, man wolle den Nazis
keinen Triumph vor Gericht gön-
nen.
Eine Ansicht, über die man si-

cher geteilter Meinung sein kann.
Nicht immer scheitern Verbots-
versuche. Die Stadt Wunsiedel hat
hartnäckig versucht, Aufmärsche
verbieten zu lassen.
Nicht nur in diesem Jahr, schon

2005, hatte man damit Erfolg,
wenngleich eine Grundsatzent-
scheidung des Verfassungsgerichts
noch aussteht. Die Stadt Hanno-
ver konnte sich – ebenfalls dieses
Jahr – mit einem Verbotsversuch
vor Gericht durchsetzen. Erfolg-
lose Verbotsversuche haben bereits

zahllose Städte unternommen,
zum Beispiel Friedrichshafen. Der
dortige Oberbürgermeister An-
dreas Brand begründete das im
September unter anderem damit,
dass eine Verbotsverfügung (gegen
einen Aufmarsch der Jungen Na-
tionaldemokraten, NPD-Jugend-
organisation, Anm. d. Red.) „neben
der rechtlichen auch eine inhaltli-
che Botschaft” enthalte. Diese
laute: „Die Jungen Nationalde-
mokraten sind in unserer Stadt
nicht willkommen.”
Das hartnäckige Schweigen der

Stadt zur Route der Neonazis ist
ebenfalls diskussionswürdig. Man
habe keine gesetzliche Befugnis, die
Route zu veröffentlichen, lautet die
Argumentation. Dabei beruft sich
die Stadt auf das Versammlungs-
gesetz und den Datenschutz. Die-
se Praxis ist nicht die Regel. In
Nürnberg werden die Routen von
Nazi-Aufmärsche regelmäßig öf-
fentlich, teilweise in der Presse, teil-
weise in den offiziellen Aufrufen
der Stadt zu Gegenkundgebungen
In Regensburg wird sich dagegen

erst im Nachhinein herausstellen,
wie nah die Neonazis an Orten wie
der jüdischen Gemeinde, Stolper-
steinen oder demKaravandenkmal
vorbei marschieren durften. Dass
die Abschlusskundgebung mitten
in der Altstadt, am Zieroldsplatz
beim Alten Rathaus stattfinden
kann, ist ohnehin ein Novum.
Die Verantwortung für dieses

Vorgehen allein auf das Ord-
nungsamt abzuwälzen, wäre ver-
fehlt. Diese städtische Behörde
ist lediglich ausführendes Organ
der in Regensburg praktizierten Po-
litik.. (as, 02.10.09)

Nachtrag: Bischof Müller
versuchte noch am Freitag, den
Aufmarsch verbieten zu lassen
und scheiterte in zwei Instan-
zen. Am Montag nach der De-
monstration ließen Oberbür-
germeister Hans Schaidinger
und Ordnungsamtschef Alfred
Santfort in einer Presseerklä-
rung mitteilen, dass sie dies
„befriedigt“ zur Kenntnis näh-
men

Nahm in Vertretung des Regensburger Bischofs an der De-
monstration teil: Domprobst Wilhelm Gegenfurtner.
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„Extremisten, gleich
welcher Richtung“

OB Hans Schaidinger
übt sich im Vorfeld
der Anti-Nazi-Demo
in Gleichmacherei

Wenigstens einer in der Re-
gensburger CSU bleibt sich selber
treu. Hans Schaidinger unterstützt
zwar die Demonstration gegen
den Neonaziaufmarsch am kom-
menden Samstag, legt aber Wert
auf ausgesuchte Teilnehmer. An-
ders kann man sein Schreiben an
die Anmelder (DGB, BDKJ, So-
ziale Initiativen) kaum interpretie-
ren. Schaidinger sieht das Bündnis
„Kein Platz für Neonazis und
Rassismus” als breiten Zusam-
menschluss „gegen extremistische
Tendenzen, insbesondere auch ge-
gen rechte”.
Die Organisatoren fordert der

Oberbürgermeister indessen auf,
„sich klar von der Teilnahme sol-
cher Gruppierungen zu distan-
zieren, die unter Beobachtung des
Verfassungsschutzes stehen”.
Grund: „Extremisten, gleich wel-
cher Richtung” solle keine Platt-
form zur Solidarisierung geboten

werden. Diese gleichmacherische
Diktion ist nicht neu.
Als im Dezember 2005 zwei

Neonazi-Aufmärsche in Regens-
burg stattfanden, lehnten Schai-
dinger und die CSU ihre Teilnah-
me an einer Gegendemonstration
ab. Begründungin in einer Presse-
mitteilung: „Gemeinsame Aktionen
mit Linksextremen kommen nicht
in Frage.“ Anschließend wurde
ein runder Tisch gegründet, der
sich seitdem in dezidierter
Schwammigkeit gegen „radikale
Umtriebe” richtet. Als im Jahr da-
rauf der NPD-Bayerntag auf dem
Grieser Spitz stattfand, war die
Stadt bei den Auflagen großzügig:
Es durfte Eintritt verlangt und
Bier ausgeschenkt werden. Der
dafür verantwortliche Oberbür-
germeister riet den Regensbur-
gern zur Ignoranz. Durch massive
überregionale Kritik an diesem
Verhalten sah sich die Stadtspitze
schließlich genötigt, Monate spä-
ter zu einer eigenen Demonstrati-
on aufzurufen. Auch damals woll-
ten Schaidinger und die alleinre-
gierende CSU zunächst „gegen
radikale Umtriebe” demonstrie-
ren. Nur dem massiven Druck

mehrerer gesellschaftlicher Grup-
pen war es zu verdanken, dass am
Ende das Motto „Rote Karte für
Rechtsaußen” stand.
Die CSU scheint dazu gelernt zu

haben. Der Fraktionsvorsitzende
Christian Schlegl unterstützt den
Demonstrationsaufruf, ebenso
MdL Franz Rieger und der Kreis-
vorsitzende Armin Gugau. Sie ste-
hen mit ihren Statements auf der
Liste prominenter Unterstützer,
die am Montag von Andreas
Schmal (DGB), Sarah Payer
(BDKJ) und Reinhard Kellner
(Soziale Initiativen) präsentiert
wurde.
„Kein Platz für Neonazis und

Rassismus” ist erklärter Konsens.
„An diesem Tag ist es egal, was die
Teilnehmer des Bündnisses in an-
deren Fragen denken”, so ödp-
Kreisrätin Claudia Wiest. Ähnlich
argumentieren die SPD-Land-
tagsabgeordnete Margit Wild, Mar-
tha Schwitalla (Bezirksjugendring)
und Domprobst Wilhelm Gegen-
furtner, der im Namen des Bi-
schofs zur Teilnahme aufrief. Die
vier stehen stellvertretend für die
über 50 Organisationen, die den
Aufruf zur Demonstration am

Samstag unterstützen. Diese Un-
terstützer reichen von der katho-
lischen Kirche bis zum buddhisti-
schen Tempel-Verein, vom Mo-
torrad-Club Kuhle Wampe bis
zum Kunstverein Graz und eben
auch von DKP, VVN, Linke und
Antifa bis hin zur CSU. Abgesehen
von der CSB sind übrigens alle Par-
teien des Regensburger Stadtrats
unter dem Aufruf versammelt,
ebenso die beiden Bürgermeister.
Ob Hans Schaidinger teilnimmt,

weiß man bei den Organisatoren
indessen nicht. Sein Schreiben
lässt das offen. Eines stellte An-
dreas Schmal aber von vorne he-
rein klar: „Wir werden uns nicht
distanzieren. Unsere Bündnis-
partner lassen wir uns nicht vor-
schreiben.”
Ähnlich wie Schaidinger hat

Andreas Schmal zufolge übrigens
bisher nur die CSB reagiert. Wenn
er zusichern könne, dass die Lin-
ke nicht teilnehme, werde man
den Aufruf unterstützen, ließ die
CSU-Abspaltung wissen. Just
Schaidinger hatte Mitglieder der
CSB noch vor gar nicht langer Zeit
mit Verve als „rechtslastig” ge-
brandmarkt. (as, 28.09.09)

Demonstration am Samstag: Oberbürgermeister Hans Schaidinger erklärte sich schließlich zur Teilnahme bereit.
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Bündnis: „Volle Stadt
soll Nazis stoppen“

Bericht zur ersten
Pressekonferenz des
Bündnisses „Kein
Platz für Neonazis
und Rassismus“
AmMontag traf sich der „Gut-

menschen-Mob”. So bezeichnet
der Regensburger NPD-Vorsit-
zende Willi Wiener die Organisa-
toren (und Teilnehmer) der De-
monstration gegen den von ihm or-
ganisierten Nazi-Aufmarsch am
3. Oktober. „Kein Platz für Neo-
nazis und Rassismus in Regens-
burg” lautet der Aufruf, unter
dem sich bislang 25Organisationen
zusammengefunden haben.

„Das ist die gemeinsame
Schnittmenge”, so Sarah Payer
(BDKJ), Reinhard Kellner (Sozia-
le Initiativen), Willi Dürr (DGB)
und Andreas Schmal (DGB Ju-
gend) unisono. Sie haben die De-
monstration angemeldet, die um 12
Uhr vomDonaumarkt über Ernst-
Reuter-Platz, Maximilian- und
Schwarze-Bären-Straße zumNeu-
pfarrplatz führen wird, wo die
Abschlusskundgebung stattfindet.
Bürgermeister Joachim Wolbergs

(SPD) hat seine Teilnahme bereits
zugesagt. Entsprechendes erhoffen
sich die Organisatoren auch von
Oberbürgermeister Hans Schai-
dinger (CSU). Andreas Schmal:
„Wenn der BDKJ gemeinsam mit
der Antifa demonstrieren kann,
dann hoffe ich, dass das auch für
den Oberbürgermeister kein Pro-
blem ist.”
Die Neonazis wollen um 14.30

Uhr am Hauptbahnhof los mar-
schieren und nach einer Zwi-
schenkundgebung am Neupfarr-
platz zum Zieroldsplatz am Alten
Rathaus. Ziel ist die Statue von
Don Juan de Austria. Diese steht
mit einem Fuß auf einem abge-
schlagenem Türkenkopf. Erst 1978
wurde diese Statue in Regensburg
aufgestellt. Man wählte die Nach-
bildung eines Standbilds aus dem
16. Jahrhundert. „Das ist peinlich”,
meint Reinhard Kellner. „Damit
bietet die Stadt eine Angriffsflä-
che.” Und ein ideales Ziel für einen
Aufmarsch, der sich vordergründig
gegen den Moschee-Bau wendet
und zur Rettung der „christlich-
abendländischen Tradition Re-
gensburgs” berufen fühlt.
Genaueres über die Route der

„aufrechten Patrioten” (O-Ton

Willi Wiener) ist nicht bekannt. Das
Ordnungsamt rückt mit der Be-
gründung, „keine Werbung für
die Veranstalter” machen zu wol-
len, keine Informationen heraus;
ein Umstand, den der Regensbur-
ger DGB-Vorsitzende Willi Dürr
als „merkwürdiges Demokratie-
verständnis” bezeichnet. Schließ-
lich unterliege das nicht der Ge-
heimhaltung. „Jeder Regensburg
muss wissen dürfen, ob die Nazis
an seinem Haus vorbei marschie-
ren.”
Verständnis gab es dagegen da-

für, dass die Stadt keinen Ver-
botsversuch unternommen hat.
Angesichts der „absurden Recht-
sprechung” des Bundesverfas-
sungsgerichts habe die Stadt kaum
Chancen, glaubt Andreas Schmal.
„Mittlerweile könnte man ver-
mutlich nicht einmal mehr einen
Aufmarsch der SA verbieten.”
Die Demonstration endet um 14

Uhr, eine halbe Stunde bevor die
Nazis starten. Bei der Baustelle für
die neue Moschee an der Strau-
binger Straße findet ab 11 Uhr der
Tag der offenen Moschee statt.
„Die Leute sollen sehen, was bei
uns los ist”, so Abdelmadjd Bou-
guendourah vom Islamisch-Ara-

bischen Kulturverein. „Wir ha-
ben nichts zu verbergen.” Die So-
zialen Initiativen veranstalten im
Anschluss an die Demonstration
dort ein Solidaritätsfest.
„Einige werden dort hin ge-

hen, andere werden in der Stadt
bleiben und ihren Kommentar zu
den Neonazis abgeben”, glaubt
Andreas Schmal. Wie sich die Re-
gensburgerinnen und Regensbur-
ger „gewaltfrei zur Wehr setzen”,
bleibe jedem selbst überlassen,
betont Sarah Payer. „Der Wunsch-
traum wäre, dass die Stadt so voll
wird, dass die Nazis erst gar nicht
los marschieren können.”
Ob es tatsächlich so weit

kommt? Die Polizei hat Andreas
Schmal zufolge bereits angedeutet,
den Aufmarsch auf jeden Fall
durchsetzen zu wolle. Die Gefah-
renlage wird nach offiziellen Ver-
lautbarungen als gering einge-
schätzt.
Willi Wiener versucht derweil

mit Flyern und im Internet Teil-
nehmer zu mobilisieren. Unter
anderem bei den militanten Neo-
nazis, die sich auf der Seite des
„Freien Netz Süd” tummeln.

Von Stefan Aigner,
08.09.09

3. Oktober, Keplerstraße: Trotz martialischen Auftretens der USK-Einheiten: Hier geht nichts mehr.
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Wir haben Recht
zum Widerstand!

Die Rede von Ernst
Grube zum Auftakt
der Demonstration
am 3, Oktober

Nie wieder Lager, nie wieder
Verfolgung und Ausgrenzung!!
Nie wieder Krieg!
Das waren meine Gedanken,

Wünsche und Hoffnungen, als
ich im Juni 1945, im Alter von 12
Jahren, mit meiner Schwester, Ruth
und meiner Mutter aus dem Kon-
zentrationslager Theresienstadt
nach München zurück kam.
Ich war fest überzeugt: Die

menschenverachtenden Ideen und
die menschenverachtende Praxis
der Nazis wird es in Deutschland
nie mehr geben.
Nie mehr werden Menschen in

Deutschland wegen ihrer Religi-
on,ihrer Weltanschauung oder po-
litischen Orientierung oder Her-
kunft verfolgt oder ausgegrenzt
werden.
In der 1946 verabschiedeten

Verfassung des Freistaates Bayern,
in Artikel 184 heißt es ähnlich wie
später im GG in Artikel 139, „ die
Gültigkeit von Gesetzen, die gegen
Nationalsozialismus und Milita-
rismus gerichtet sind oder ihre
Folgen beseitigen wollen, wir durch
diese Verfassung nicht berührt
oder beschränkt.“
Nach diesen Gesetzen kann es

kein Recht geben für faschisti-
sche u. militaristische Bestrebun-
gen und Propaganda.
Wie sieht die Wirklichkeit aus?
Deutsche Soldaten sind wieder

im Kriegseinsatz, Asyl suchende
Menschen sind in Lager unterge-
bracht.
Und Neonazis können wieder

die Nazizeit verherrlichen. Sie ver-
folgen, verhöhnen, verletzen und
ermorden Menschen, die bei uns
leben: Menschenmit anderer Haut-
farbe, mit anderer Lebensweise,
Menschen , die nicht in ihr rassis-
tisches Weltbild passen.
Sie verbreiten Angst und Schre-

cken, wollen Ausländer oder solche,
die sie dafür erklären, vertreiben

und ihnen ihre religiösen und ge-
sellschaftlichen Lebensgrundlagen
nehmen.
Mit ihrem heutigen Aufmarsch

malen die Neonazis das Schreck-
gespenst einer „Islamisierung“an
die Wand und hetzen im gleichen
Atemzug gegen den Zionismus
und Israel.
In ihrer Propaganda und Praxis

machen die Nazis sehr unverhoh-
len Anleihen bei ihren Vorläu-
fern, den Hitlerfaschisten:
Jüngstes Beispiel für ihre Auf-

stachelung zum Völkerhass war im
Wahlkampf ein Plakat, mit der
Aufschrift „Stoppt die Poleninva-
sion“. Hier wurde dargestellt wie
Krähen – sprich Polen - ihre Kral-
len nach dem Euro ausstrecken.
Dank der Aktivität eines Bür-

germeisters inMecklenburg, der die
Plakate abhängte und vor Gericht
ging, wurde dieses Plakat in 2. In-
stanz verboten. Im Inhalt unter-
scheidet sich nichts von der Pro-
paganda der Nazis gegen Polen bei
Ausbruch und während des 2.
Weltkrieges.

Zur Grundlage der Politik der
Neonazis und der NPD gehört die
Diffamierung u. Verunglimpfung
ausländischer Menschen. In Wort
und Bild werden sie als nicht voll-
wertige Menschen dargestellt und
haben deshalb für die NPD und ih-
ren Anhang kein Recht hier zu le-
ben. Es sind fast die gleichenWor-
te, die die Nazis gegen uns Juden,
Sinti und Roma und viele andere
benutzt haben.
In Berlin hat die NPD Briefe an

30 Bundestagskandidaten mit Mi-
grationshintergrund verschickt, in
denen die Politiker aufgefordert
wurden, die „Heimreise“ anzu-
treten.
All das erinnert an die „Nürn-

berger Gesetze“ von 1935, die
bestimmt haben, wer Jude ist und
den jüdischenMenschen die Staats-
bürgerrechte genommen haben.
Deutschland sollte „judenfrei“ ge-
macht werden.
Mehr als 250.0000 jüdischeMen-

schen sind emigriert.
Tausende Sozialdemokraten,

Kommunisten, Liberale, Künst-

Ernst Grube wurde ls jüdisches Kind ausgegrenzt, verfolgt und schließlich nach Theresienstadt deportiert. Heute ist er einer der Lan-
dessprecher der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes und stellvertretender Vorsitzender der Lagergemeinschaft Dachau.
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ler, Schriftsteller sind, um sich vor
Verfolgung und Konzentrations-
lager zu retten, ins Ausland ge-
flüchtet.
Nach der Reichspogromnacht

am 9. November 1938 haben mehr
als 10 000 Kinder Deutschland ver-
lassen. Die Eltern haben sich
von ihren Kindern getrennt, um
deren Leben zu retten.
Das Auftreten der Neonazis,

ihre Gewalt und Provokationen ist
alltäglich und auch in unserer
Nähe. Sie marschieren von Cham
bis Gräfenberg, von München bis
Regensburg, verbreiten ihre Has-
sparolen und immer, wenn sich die
Gelegenheit bietet schlagen sie
zu. Auch hier in Regensburg haben
„Täter aus dem rechten Spek-
trum“vor wenigen Tagen einen
39 jährigenMann niedergeschlagen
und dabei schwer verletzt.
Vor der Machtübernahme Hit-

lers 1933 haben viele Vertreter
der Arbeiterparteien und des Bür-
gertums vor der Wahl Hitlers ge-
warnt. Wie sich der Terror der Na-
zis auswirkte kannten sie nicht,
manches haben sie vielleicht ge-
ahnt.
Wir wissen heute wo Faschis-

mus, Rassismus und Antisemitis-
mus hinführt.
Um so unverständlicher ist es für

mich, dass der Staat dem öffentli-
chen Treiben, der Gewalt und den
Provokationen der Neonazis zu
schaut, ja dies vielfach erst er-
möglicht.

Warum gibt es kein Verbots-
verfahren gegen die NPD?
Wichtig ist doch, dass der Akti-

onsradius der Neonazis und der
NPD, eingeschränkt wird .

Unverständlich ist mir auch,
dass hier in Regensburg, die Stadt-

regierung sich in der Vorbereitung
unserer Demonstration so zurück
gehalten hat.
Warum wird die Marschroute

der Neonazis verheimlicht ?
Wer fürchtet hier den Protest der

Bevölkerung ?
Ist es nicht notwendig, dass die

Nazis auf Schritt und Tritt die Ab-
lehnung der Bürger erfahren?
In vielen Gemeinden wehren

sich auch die Bürgermeister und
Kommunalpolitiker . Sie verbieten
die Auftritte und Demonstrationen
der Neonazis – auch dann, wenn
die Obersten Gerichte diese Ver-
bote wieder aufheben. Das aktive
Wirken der Gemeinden und Ver-
waltungen macht deutlich was
recht und Unrecht ist und zeigt
Wirkung:
Wenn die NPD bei den vergan-

genen Landtags -und Bundestags-
wahlen, nicht die gewünschten Er-
gebnisse erreicht hat, so liegt es vor
allem am aktiven Handeln von
Kommunalverantwortlichen und
Bürgerinitiativen am Ort.
Doch die NPD baut ihre Struk-

turen aus und wird die „Freien Na-
tionalisten und die verschiedenen
Kameradschaften weiter unter-
stützen. Bezahlt wird dies zum Teil
durchWahlkampfkostenerstattung,
die weit über 1 Million Euro be-
tragen.
Durch die örtlichen Erfolge der

NPD und deren Tarngruppen bei
den Kommunalwahlen, werden
Naziparteien ihren Einfluss aus-
bauen.
Und solange sie nicht verboten

sind, werden sie ihre menschen-
feindliche, rassistische und antise-
mitische Politik mit Hilfe unserer
Steuergelder praktizieren – auch
mit Gewalt.

Als meine Verwandten , meine
Onkel, Tanten und meine Cousins,
als meine jüdischen Freunde, als
wir abgeholt wurden, gab es nie-
manden mehr, der uns geholfen
hätte. Es gab keine Kraft, die un-
sere Deportation verhindert hat.
Und viele haben zugeschaut und
geschwiegen als zuvor die Kom-
munisten, die Sozialdemokraten,
Gewerkschafter aus ihren Woh-
nungen gezerrt und in die Kon-
zentrationslager verschleppt wur-
den.
Heute haben wir eine andere ge-

sellschaftliche Situation, um dem
Vordringen des Neonazismus zu
begegnen. Wir leben in einer De-
mokratie. Unsere Verfassung for-
dert uns zum Handeln auf. Dort
heißt es im Artikel 20 Absatz 4 :
„Gegen jeden, der es unter-

nimmt, diese Ordnung zu beseiti-
gen, haben alle Deutschen das

Recht zum Widerstand, wenn an-
dere Abhilfe nicht möglich ist“.
Konkret heißt das, und das sage

ich als jemand, der nur mit viel
Glück und einem unbeugsamen
Vater, der demDruck der Nazis wi-
derstanden hat, den Holocaust
überlebt hat:
Solange Neonazis auftreten kön-

nen wann und wo sie wollen, so
lange Naziparteien wie die NPD
oder die DVU nicht verboten wer-
den, müssen wir uns wehren.
Bei einer Kundgebung vor drei

Jahren wurde von Schülerinnen des
Albrecht – Aldorfer - Gymnasi-
ums, die Schule ohne Rassismus
initiert haben, ein Transparent ge-
tragen, das an den Oberbürger-
meister der Stadt Regensburg und
an den Stadtrat gerichtet war. Es
lautete:
Nicht nur gegen Rechtsaussen

sein – sondern auch handeln!

Verhaftung am Bahnhof ! 13 der 17 Festnahmen aus dem „linken Spektrum“ erfolgten dort, mit zum Teil völlig unnötiger Gewalt.
Rechtes Foto: In der Keplerstraße verlor Polizeidirektor Wolfgang Mache die Nerven.


